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Geſetz⸗Sammlung 
fuͤr die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— No. 19. —— 


(No. 1384.) Verordnung, wegen Aufhebung der Geſchlechts-Vormundſchaft in einigen 
N Kreiſen der Neumark. Vom 27ften Juli 1832. 


Mir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. 26 
Auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums und nach erſtattetem Gutachten 
des Kommunal⸗Landtags der Neumark, verordnen Wir hierdurch: 
daß die in einigen Kreiſen des Frankfurter Regierungsbezirks noch 
beſtehende Geſchlechts-Vormundſchaft aufgehoben ſeyn ſoll. 
Urkundlich unter Unſerer Allerhoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beige⸗ 
drucktem Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 27ften Juli 1832. 


= 5 Friedrich Wilhelm. 
Friedrich Wilhelm, Kronprinz. | 
Frh. v. Altenſtein. Graf v. Lottum. Graf v. Bernstorff. 


Maaſſen. Frh. v. Brenn. v. Kamptz. Mühlen Ancillon. 
Fir den Kriegsminiſter: v. Schöler. 


Ge. 4388.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom Zoſten Juli 1832., betreffend die Ausſetzung 
gen er den is der Unterſuchungen und Erkenntniſſe wider einberufene Landwehrmaͤnner oder 
7 cz zur Kriegsreſerve gehörige Soldaten. 


U. die Uebelſtaͤnde zu vermindern, welche mit der Einſtellung der, den Civil⸗ 
Gerichten unterworfenen Verbrecher in die militairiſchen Straf⸗-Abtheilungen und 
mit dem bisherigen Verfahren wegen Beſtaͤtigung der, die Ausſtoßung beurlaubter 
Landwehrmaͤnner und zur Kriegsreſerve gehoͤrigen Soldaten ausſprechenden 
Erkenntniſſe der Civilgerichte verbunden find, beſtimme Ich, unter Abaͤnderung 
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der diesfaͤlligen Vorſchriften der Verordnung vom 22ſten Februar 1823., Fol⸗ 
gendes: = SS; 
1) In Fallen, wo nach den Landesgeſetzen zehn⸗ oder mehrjaͤhrige Freiheitsſtrafe 
verwirkt iſt, oder wo die Dauer der letztern über das vollendete 39 te Lebens⸗ 
Jahr des zu Beſtrafenden hinausgeht, iſt von den Civilgerichten nicht mehr 
auf Einſtellung bei einer Feſtungs⸗Straf⸗ Abtheilung, ſondern auf die in 
den allgemeinen Landesgeſetzen verordneten Straf⸗Arten zu erkennen und 
deren Vollſtreckung zu verfuͤgen. 
2) In dieſen Faͤllen haben die Civllgerichte, in ſofern nach den Kriegs⸗Artikeln 
nicht auf Ausſtoßung aus dem Soldatenſtande erkannt werden muß, die 
Entlaſſung aus dem Militairverhaͤltniſſe auszuſprechen und die betreffende 
Militairbehoͤrde durch Mittheilung des rechtskraͤftigen Urtheils hiervon in 
Kenntniß zu ſetzen. 
3) Die auf Ausſtoßung aus dem Soldatenſtande lautenden Civpil⸗Erkenntniſſe 
beduͤrfen Meiner Beſtaͤtigung nur in dem Falle, wenn die zugleich erkannte 
Freiheitsſtrafe entweder eine zehnjaͤhrige Dauer oder das vollendete 39ſte 
Lebensjahr des zu Beſtrafenden nicht erreicht. 

Das Militair⸗Juſtizdepartement hat die vorſtehenden Beſtimmungen durch 
die Geſetzſammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen und die Dienſtbehoͤrden 
ſeines Reſſorts hiernach anzuweiſen. 

Berlin, den 30ſten Juli 1832. i i 4 

Friedrich Wilhelm. 


An das Militair » Zufigdeparfement. 


(No. 1386.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 30ſten Juli 1832. , betreffend die Einſtellung 
bei einer Feſtungs⸗-Straf⸗ Abtheilung. 


Auf die Mir vorgetragenen Bedenken gegen die Vorſchlaͤge, die zum Dienſt 
einberufenen Individuen der Landwehr und Kriegsreſerve zum Behuf der Voll⸗ 
ziehung der vor der Einſtellung gegen ſie erkannten Strafen vom Dienſt zu ent⸗ 
laſſen und den Civilgerichten zu uͤberweiſen, oder dieſe Strafen in militairiſche 
zu verwandeln, beſtimme Ich: daß bei der Einberufung zum Kriege, zu einer 
außerordentlichen Zuſammenziehung oder zur größern Uebung, die von den Civil: 


Gerichten gegen einberufene Landwehrmaͤnner oder zur Kriegsreſeroe entlaſſene 


Soldaten einzuleitende oder bereits eingeleitete Unterſuchung, ſo wie die Straf⸗ 
Vollziehung, fuͤr die Dauer dieſer ihrer militairiſchen Dienſtleiſtung, in den 
Fällen ſuspendirt bleiben ſoll, wo nicht die Verhaftung entweder bereits erfolgt 
iſt oder bei der Unterſuchung geſetzlich eintreten muß. 

i Ich 


ER N TREE I RENTE 


SIT 


ö 


nz re 


An das Staatsminiſterium. 
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Ich beauftrage das Militair⸗Juſtizdepartement, dieſe Beſtimmung durch 
die Geſetzſammlung bekannt zu machen und darnach verfahren zu laſſen. 


Berlin, den 30ſten Juli 1832, 
Friedrich Wilhelm. 
An das Militair⸗Juſtizdepartement. er 


(No. 1387.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom Aten Auguſt 1832., betreffend die Anwendung 
; der neuern Muͤnzbeſtimmungen auf Zahlungen, die in fremden Muͤnzſorten 
ſtipulirt worden find. 5 a 


N Es beruht auf einem Irrthum, wenn, in Bezug auf die Verpflichtung des 


Schuldners zur Zuruͤckzahlung eines Darlehns, von einzelnen Gerichtshoͤfen 
angenommen wird, daß durch das Muͤnzgeſetz vom 30ſten September 1821., 


in Verbindung mit der am 27ſten November deſſelben Jahres bekannt gemachten 


Vergleichs⸗Tabelle über den Werth einiger fremden Geldſorten gegen Preußiſches 


Geld, und durch Meinen Befehl vom 25ſten November 1826. in denjenigen 


Provinzen, in welchen das Konventionsgeld uͤblich geweſen iſt, eine Veraͤnderung 
des Muͤnzfußes erfolgt, oder das fremde Geld außer Kours geſetzt ſey. Zur 
Erledigung der hieruͤber, und insbeſondere uͤber die Auslegung Meines Befehls 
vom 25ſten November 1826. No. 4. entſtandenen Zweifel, ſetze Ich, auf die 
Berichte des Staatsminiſteriums vom 20ſten Oktober v. J. und 17ten v. Mts., 
hierdurch feſt: daß, wenn eine Zahlung in Konventionsgeld oder in einer andern, 
gegenwaͤrtig noch kourſirenden fremden Muͤnzſorte zwiſchen den Intereſſenten 
verabredet worden, der Schuldner die Wahl haben ſoll, ob er die Zahlung in 


der bedungenen Muͤnzſorte, oder in Preußiſchem Gelde, mit Erſtattung des 


Tages⸗Kourſes, leiſten will. Was die Verausgabung fremder Silbermuͤnzen 
im Handel und gemeinen Verkehr betrifft, ſo hat es bei Meiner Beſtimmung 
vom 25ſten November 1826. No. 4., nach welcher ſolche Münzen, mit Ausnahme 
der beſonders verbotenen fremden Scheidemuͤnzen, im Handel und gemeinen Ver⸗ 
kehr gangbar ſeyn duͤrfen, Niemand aber in dieſem Verkehr ſie anzunehmen ver⸗ 
pflichtet iſt, ſein Bewenden. Das Staatsminiſterium hat dieſe Meine Beſtim⸗ 

mung durch die Geſetzſammlung zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. = 


Berlin, den Aten Auguſt 18382. i 
| Friedrich Wilhelm. 


——— ——— 
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(Jo. 1388.) Regulatis uͤber die Vertheilung der Geſchaͤfte bei dem Tribunal des Koͤnig⸗ 
reichs Preußen und dem Ober- Landesgericht zu Königsberg, Vom 14ten 
Auguſt 1832. 


15 
Des Tribunal des Königreichs Preußen wird von dem Ober⸗ Landesgericht 
zu Koͤnigsberg völlig getrennt, und erhaͤlt ſeine fruͤhere ſelbſtſtaͤndige Stellung. 

Es wird aus einem Praͤſidenten und aus einer ſeinem Geſchaͤftskreiſe ange: 
meſſenen Zahl von Raͤthen und Aſſeſſoren beſtehen. 

2. 
Das Ober⸗ Landesgericht zu Königsberg erhaͤlt folgende Abtheilungen: 
die Civildeputation, 
den Kriminalſenat oder „Senat fuͤr Strafſachen,“ 
das Pupillenkollegium, und 
den Civilſenat. 5 N 

Dieſen Abtheilungen ſteht ein Chefpraͤſident vor. Seiner ſpeziellen Leitung 
find das Pupillenkollegium und der Civilſenat untergeordnet. 

Die Civildeputation und der Kriminalſenat ſind miteinander verbunden. 
Beide ſtehen unter der beſondern Direktion des Viceprafidenten des Ober-Landes⸗ 
Gerichts. Jede Abtheilung erhaͤlt die erforderliche Zahl von Raͤthen und 
Aſſeſſoren. - 


Die Reſſortverhaͤltniſſe des Ober⸗ dabesgelchts und des Tribunals werden 
in nachſtehender Art geordnet: 


I. Civildeputation. 


Vor die Civildeputation gehoͤren alle Prozeſſe gegen Eximirte des ober⸗ 
landesgerichtlichen Bezirks, worin es auf ein ſchleuniges Verfahren ankommt, 
namentlich: 

1) in Bagatellſachen bis 50 Rthlr., 
2) in Wechſel- und Exekutiv⸗, 
3) in Arreſt⸗, 
4) in Merkantil⸗, 
5) in Poſſeſſorien⸗, 
6) in Geſinde⸗, 
7) in Injurien⸗, 
8) in Alimenten- und 
9) in Pacht- und Mieths-Exmiſſions⸗Sachen. 
Die Geſchaͤfte in dieſen Angelegenheiten werden in einer beſondern Regiſtratur⸗ 
Abtheilung bearbeitet und von einem Rathe geleitet, welchem Zwei Aſſeſſoren 


und 
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und die erforderliche Zahl von Referendarien, ein Regiſtratur⸗Offiziant und die 
noͤthigen Kanzleibeamten zu uͤberweiſen ſind. 

Der Dirigent der Civildeputation diſtribuirt die Memorialienvortraͤge auf 
ſich und die ihm zugeordneten Aſſeſſoren und Referendarien, uͤbertraͤgt die Expe⸗ 
ditionsgeſchaͤfte den letzteren, revidirt die Konzepte und zeichnet die Reinſchriften, 
welche unter der Unterſchrift: 

„Civildeputation des Königlichen Ober-Landesgerichts “ 
erlaſſen werden. Er vertheilt die Inſtruktionen unter die Aſſeſſoren und Refe⸗ 
rendarien, welche ſie in ſeinem Beiſeyn und unter ſeiner Aufſicht zu fuͤhren haben, 
und eben ſo die Spruchſachen unter die Aſſeſſoren und Referendarien, bei welchen 
letztern er jedesmaliger Korreferent iſt. 

Der Vortrag der Spruchſachen erfolgt im Kriminalſenate und die Unterſchrift 
der im Namen der Civildeputation auszufertigenden Urtel von dem Praͤſidenten 
und den Mitgliedern des Kriminalſenats ſo wie der Civildeputation. 

Beſchwerden uͤber Verfuͤgungen der Civildeputation, werden im Kriminal⸗ 
Senate vorgetragen und von dieſem erledigt. 

Dem Präͤſidenten des letztern ſteht die unmittelbare Aufficht uͤber die 
Civildeputation zu; er revidirt im April und Oktober jeden Jahres ſaͤmmtliche 
Akten derſelben und iſt für den regelmaͤßigen und ſchleunigen Betrieb der Geſchaͤfte 
verantwortlich. 4 

Sobald eine Sache durch Vergleich oder Erkenntniß beendigt und die 
diesfaͤlligen Ausfertigungen und Publikationen erfolgt find, fo wird das betreffende 
Aktenſtuͤck an den Civilſengt abgegeben, welchem die weitere Behandlung der Sache 
in den folgenden Inſtanzen gebuͤhrt und die exekutiviſchen Verfuͤgungen in der⸗ 
ſelben zuſtehen. : 

II. Kriminalſenat. 

Der Kriminalſenat bearbeitet die Memorialienvortraͤge in den Kriminal⸗ 
und fiskaliſchen Unterſuchungsſachen des oberlandesgerichtlichen Bezirks, in ſo 
weit dieſelben nicht verfaſſungsmaͤßig den Untergerichten uͤberwieſen find. Ihm 
ſind die Inquiſitoriate und die Untergerichte in Bezug auf Kriminal- und fiska⸗ 
liſche Unterſuchungsſachen untergeordnet. Er erkennet 

1) in erſter Inſtanz, 
a) in den vorhin erwaͤhnten, bei der Civildeputation verhandelten Sachen, 
b) in den zu ſeinem Reſſort gehoͤrigen Kriminal⸗ und fiskaliſchen Sachen, und 
c) beftätigt die Erkenntniſſe der Untergerichte in Kriminalſachen in den dazu 
geeigneten Faͤllen; 
2) in zweiter Inſtanz, i 
in allen Injurien⸗ und fiskaliſchen Unterſuchungsſachen, worin ein Unter⸗ 
gericht ſeines Bezirks, und 
(No. 1388.) in 


= 30 — 


in allen geringeren Kriminalſachen, in denen ein Untergericht erkannt 
hat, o ohne daß es 
a) einer Beſtaͤtigung des Kriminalſenats, oder 
b) einer Spezial ⸗ Inquiſi ition 
bedurfte. 


In allen Injurien⸗ und ſiskaliſchen Unterſuchungsſachen, worin der 


Kriminalſenat zu erkennen hat, bedient er ſich der Benennung: 
„Senat für Strafſachen des Koͤnigl. Ober⸗ Landesgerichts.“ 


III. Pupillenkollegium. 

Das Pupillenkollegium bearbeitet die Vormundſchafts⸗ und Verlaſſen⸗ 
ſchaftsſachen des Ober⸗ RER und wird aus Raͤthen des Civilſenats 
gebildet. 

IV. Civilſenat. 


Die Mitglieder des Civilſenats bearbeiten ausſchließlich: die Generalien, 
Aufſichts- und Beſchwerdeſachen, fo weit fie ſich auf Civil⸗ Angelegenheiten 
beziehen; die Hypothekenſachen und ſaͤmmtliche Civilprozeßſachen, in ſo weit ſie 
nicht der Civildeputation uͤberwieſen worden, im Namen: 

„des Ober-Landesgerichts zu Koͤnigsberg.“ 
Der Civilſenat erkennt als Spruchbehörde 
1) in erſter Inſtanz: 
a in allen bei ihm anhaͤngigen Civilſachenz — 
2) in zweiter Inſtanz: g 
a) in allen Civilſachen, worin 
ein Untergericht ſeines Bezirks oder das Ober⸗Landesgericht zu 
Inſterburg e 
in erſter Inſtanz erkannt hat, jedoch nur wenn der Gegenſtand des 
Prozeſſes von der Art iſt, daß gegen das Appellations-Erkenntniß noch 
die Reviſion zulaͤſſig ſeyn wuͤrde, welche ſodann an das Tribunal des 
Königreichs Preußen oder an das Geheime Ober⸗Tribunal zu Berlin geht; 
b) in Injurien- und fiskaliſchen Unterſuchungsſachen, welche in erſter 


Inſtanz bei der Civildeputation oder dem Kriminalſenate, oder bei dem 


Ober-Landesgerichte zu Inſterburg geſchwebt haben; 
3) in Rekursſachen: 
a) wegen der Koſten nach FH. 3. No. 2. Tit. 14. Prozeßordnung, wenn 
von einem Untergerichte ſeines Bezirks erkannt worden, und 


p) gegen Erkenntniſſe der Untergerichte im Fall des $. 18. Tit. 26. der 


Prozeßordnung. 
Tri 


I 

1 
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V. Tribunal. | 
Das Tribunal iſt eine bloße . 1015 ei 
A. in Civilſachen 


1) in dritter Inſtanz bei reviſionsfaͤhigen Gegenſtänden: 


in allen Unter⸗Gerichtsſachen aus den Bezirken der Ober⸗Landesgerichte 
zu Koͤnigsberg und Inſterburg, und 

in allen Ober⸗Gerichtsſachen aus den Bezirken der Ober⸗Landesgerichte 
zu Inſterburg und Marienwerder, 

worin entweder der Civilſenat des Ober- Landesgerichts, oder das Ober⸗ 
Landesgericht zu Inſterburg, oder der zweite Senat des Ober-Landes⸗ 
Gerichts zu Marienwerder in zweiter Inſtanz erkannt haben, — in 
W dieſe Sagen BIS vor Was Geheime Ober⸗ „Tribunal zu Berlin 
gehoͤren; 


2) in zweiter Inſtanz bei appellärionsfählgen Gegenſtaͤnden: 


in allen Sachen, worin der Civilſenat des Ober⸗ Landesgerichts, 
oder 
ein Untergericht aus dem Bezirke des Ober» Landesgerichts zu e 
oder 5 
das Ober⸗Landesgericht zu Inſterburg, 25 5 
in erſter Inſtanz erkannt hat, — in feiern dieses Appellations⸗ mt. 
niß das letzte Erkenntniß in der Sache und keine Reviſion dagegen 
zuläſſig iſt; 
3) in Rekursſachen: 
wegen der Koſten nach H. 3. No. 2. Tit. 14. e ee das 
Erkenntniß mag 
von der Civildeputation = dem Gioitfenate, 
oder 
von dem Ober⸗Landesgerichte zu Juſlerburg 
ergangen ſeyn. 
B. In Injurien⸗ und fiskaliſchen unterſuchungsſachen in 
dritter Inſtanz: 
wenn von dem Kriminal⸗ oder dem Civilſenate des Ober ⸗ „Landesgerichts zu 
Koͤnigsberg, oder 
von dem zweiten Senate des Ober⸗ „Landesgerichts zu Marienwerder, auf 
ein Aggravationsgeſuch oder das Rechtsmittel der fiskaliſchen Behoͤrde, 
das erſte⸗Erkenntniß abgeändert worden, und hiergegen ein Rechts⸗ 
mittel von Seiten des Verklagten oder Denunziaten angebracht, oder 
endlich, wenn von der fiskaliſchen Behoͤrde revidirt wird und die Reviſion 
nicht vor das Geheime Ober⸗Tribunal gehoͤrt; 
(No. 1388.) 8 5 und 
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und C. in Kriminalſachen, 
in zweiter Inſtanz: f 8 
in allen Sachen ohne Ausnahme, worin der Kriminalſenat des Ober⸗ 
Landesgerichts zu Königsberg, oder das Ober Landesgericht zu Inſter⸗ 
burg in erſter Inſtanz erkannt hat, und in den Sachen der Untergerichte 
des Ober⸗ Landesgerichts zu Königsberg, welche nicht dem Kriminal⸗ 
Senate beſonders uͤberwieſen worden find, 


4. 


Dem Chef-Praͤſidenten des Ober⸗Landesgerichts fteht die Disziplinar⸗ 


Gewalt uͤber die Beamten des Ober-Landesgerichts, die Auskultatoren und 
Referendarien zu. 5 a 

Er praͤſidirt bei ihren Prüfungen, verſendet fie an die Inquiſitoriate und die 
Untergerichte, vertheilt ſie an die verſchiedenen Abtheilungen des Ober-Landes⸗ 
gerichts und an das Tribunal. Er verſtattet ſie zu den Probe-Arbeiten der 
dritten großen Staats-Pruͤfung, wenn fie ihre Qualifikation hierzu durch Vor⸗ 
legung mehrerer vollſtaͤndig und gut gefuͤhrten Inſtruktionen und eine ange⸗ 
meſſene Zahl von Referaten aus allen ihren Stationen, nachgewieſen haben, 
und laßt die Probe⸗Inſtruktionen in feiner Gegenwart abhalten. 


I 
Die Auswahl der Mitglieder zum Tribunal, die Vertheilung der uͤbrigen 


in die Abtheilungen des Ober⸗Landesgerichts, ſo wie die ſonſt erforderlichen 


Verfügungen zur Ausführung dieſes Regulativs, bleiben der nähern Beſtimmung 
des Juſtizminiſters vorbehalten. 0 


Berlin, den 11ten Auguſt 1832. 
Friedrich Wilhelm. 
v. Kamptz. Muͤhler. 
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